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Anordnungen zur Erteilung von Auskünften gegenüber Behörden und juristischen Personen des
öffentlichen Rechts können in den Fällen für die Erteilung von Auskünften für den Zensus mit
Zwangsmitteln durchgesetzt werden. In den übrigen Fällen der Anordnung zur Erteilung von Auskünften
ist die Absicht der Einleitung eines Vollstreckungsverfahrens der zuständigen Aufsichtsbehörde
anzuzeigen. Die Vollstreckung darf erst einen Monat nach Zugang der Anzeige beginnen.
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